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Die besondere Schwierigkeit in der Behandlung dieses Themas besteht darin, daß Interessenkon­
flikte zwischen zwei Teilbereichen der Wirtschaftspolitik zu untersuchen sind, die sowohl in 
ihrer Bedeutung als auch in ihrem Real isierungsgrad stark unterschiedl ich sind. Während die ge­
meinsame Agrarpol itik eine der wesentlichen - wenn auch häufig kritisierten - Grundfesten der 
europäischen Integration bildet (KÖHLER, 15), kann man von einer Gemeinsamkeit in der Ent­
wicklungspolitik noch keinesfalls sprechen (BILLERBECK, 3). Die privaten und öffentlichen Ent­
wicklungshilfeleistungen aller EG-Staaten erreichten 1972 zwar mit 7,2 Mrd. % fast das Niveau 
der US-amerikanischen Hilfe (7,4 Mrd. %), doch eine gemeinsame Politik existiert allenfalls an­
satzweise 
- in Form des Europäischen Entwicklungsfonds (RÜCKERT, 28), 
- in der Assoziierungs- und Präferenzpolitik gegenüber den ehemals französischen Kolonien 

und den Mittelmeerländern (FASBENDER, HASENPFLUG, JÄGELER, KEBSCHULL, 6) sowie 
in der generellen EG-Präferenzregelung. 

Sie erfaßt somit nur einen kleinen Ausschnitt der Technischen Hilfe, der Kapitalhilfe und der 
Handelsförderung. Weitergehende Vorschläge zur Gemeinsamkeit mußten bisher an der starren 
Ha~tung der französischen Regierung scheitern. Denn ihr Wunsch, Entwicklungspolitik auf die 
ass~ziierten Staaten zu beschränken, steht in teilweise krassem Widerspruch zu der bisher verfolg­
ten Politik der übrigen EG-Staaten. 
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Trotz des EG-immanenten Zwangs zum gemeinschaftlichen Vorgehen zeichnet sich gerade auf 
diesem Gebiet noch kein gangbarer Kompromiß ab. Die Entwicklungspolitik innerhalb der Ge­
meinschaft dürfte deshalb auch in den nächsten Jahren vorwiegend durch die Maßnahmen der 
einzelnen Mitgliedstaaten gekennzeichnet sein. 

Eine Analyse der Interessenkonflikte zwischen dieser Art der Entwicklungspolitik und der gemein­
samen Agrarpolitik muß daher zunächst einmal versuchen, bei der Differenzierung der entwick­
lungspolitischen Ziele in den einzelnen Mitgliedstaaten die gemeinsamen allgemein gültigen 
Grundl inien herauszuarbeiten, die für die EWG-Agrarpol itik von Bedeutung sein können, um sie 
dann den relevanten Zielen der Agrarpolitik gegenüberzustellen. 

2 Bereich möglicher Interessenkonflikte zwischen EntwicklunJlli?olitik und A.9IQffi.olitik 

2.1 Interessen der Entwicklungspol itik 

Als verbindliches Oberziel der Entwicklungspolitik aller Gemeinschaftsstaaten kann die Verbesse­
rung der wirtschaftlichen und sozialen Situation in den Ländern der Dritten Welt angesehen wer­
den. Dabei ist es nach den Erfahrungen der ersten Entwicklungsdekade unbestritten, daß sich die 
Verbesserung nicht in der Verwirklichung globaler Zuwachsraten des gesamten Sozialprodukts aus­
drücken kann, sondern daß vor allem Maßnahmen zur Hebung des Lebensstandards - speziell der 
armen Bevölkerungsschichten - eingesetzt werden müssen. 

Diesem - somit leicht modifizierten - Wachstumsziel sind als wichtigste Ziele die Steigerung der 
Beschäftigung und die Verbesserung der Zahlungsbilanz bei möglichst stabilem Preisniveau zugeord­
net. Angesichts der Unterbeschäftigung in den wichtigsten Entwicklungsländern kommt besonders 
dem Ziel der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze große Bedeutung zu. Nach vorliegenden 
- keineswegs unrealistischen - Schätzungen müßten bei etwa gleichbleibenden Bevölkerungszuwachs­
raten allein bis zum Ende dieses Jahrzehnts ca. 200 bis 300 MiI!. neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden, wenn sich die bestehende Arbeitslosigkeit nicht weiter erhöhen soll (BAREND, 2, S. 11). 
Da innerhalb dieses Zeitraums nicht mit einem grundlegenden Wandel der Wirtschaftsstruktur zu 
rechnen ist, wird ein großer Teil dieser Arbeitsplätze in der Landwirtschaft - bzw. in unmittel-
bar mit ihr verbundenen Bereichen - zu schaffen sein. Denn der Agrarsektor bildet trotz aller In­
dustrialisierungskonzepte noch wie vor die Bosisdes zukünftigen Wachstums (ROBINSON, 27; 
KEBSCHULL, 12, S. 31 ff). Das unterstreichen Berechnungen der FAO, nach denen zur Zeit die 
Hälfte bis vier Fünftel der Beschäftigten in Entwicklungsländern im Agrarbereich tätig sind (vgl. 
Tabelle 1). 

Tabelle 1: Landwirtschaftliche Beschäftigte in v.H. der Gesamtbeschäftigten in ausgewählten 
Regionen 

Lote i namerika 45 % 
Ferner Osten 65 % 
Naher Osten 70 % 
Afrika 77 % 
EWG 6 % 
USA 5,7 % 

Quelle: Production Yearbook 1970 der FAO, S. 24 

Die angestrebte Verbesserung der Zahlungsbilanz soll außer mit Maßnahmen zur Substitution von 
Importen im Regel fall über eine Erhöhung der Güterausfuhr erreicht werden (FELS, 7). Wegen des 
geringen Entwicklungsstandes der Entwicklungsländer beschränkt sich die Ausfuhr industrieller 
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Halb- und Fertigwaren jedoch noch immer auf eine kleine Gruppe relativ fortgeschrittener Län­
der mit besonders günstigen Wachstumsbedingungen wie z.B. Hongkong, Taiwan, Singapur, 
Mexiko, Spanien, Israel, Brasilien und Süd-Korea. Das Pro-Kopf-Einkommen einiger dieser 
Länder bzw. ihrer fortgeschrittenen Regionen hat heute bereits ein Niveau erreicht, das es kaum 
noch gerechtfertigt erscheinen läßt, sie weiterhin als Entwicklungsländer zu bezeichnen. Für die 
überwiegende Zahl der Entwicklungsländer - speziell für die mit Sonderproblemen behafteten 
"least developed", "island" and "Iand-Iocked" countries - dürften sich größere zusätzliche Ex­
portchancen innerhalb der nächsten Jahre, wenn überhaupt, bei landwirtschaftlichen Produkten 
bzw. auf der Basis der We i terverarbe itung landw irtschaftl icher Erzeugn isse ergeben (WI LHELMS, 
BOECK, 36). 

Eine erfolgreiche Politik der Entwicklungsländer zur Steigerung des Wachstums sowie zur Verbes­
serung der Beschäftigungs- und Zahlungsbilanzsituation erfordert weit mehr Kapital als diese 
Staaten selbst bereitstellen können. Nicht zuletzt, um die Lücke zwischen notwendigen Investi­
tionen und tatsächlicher Kapitalbildung im Lande schließen zu helfen, gewähren die Industrie­
länder umfangreiche Kapitalhilfe und Technische Hilfe. In der Bundesrepublik liegt dabei der An­
teil der Leistungen für die Verbesserung der Situation im landwirtschaftlichen Bereich mit einer 
Gesamthöhe von 572 Mi 11. DM be i 24 % (1972). 

Die Erfahrungen mit dieser Form der Hilfe zeigten jedoch, daß sie allein nicht ausreicht, um die 
Kapital lücke zu schließen. Aus diesem Grunde wird sowohl von Vertretern der Entwicklungslän­
der als auch der Industrieltlnder seit langem das Konzept des "Aid-by-Trade" propagiert, nach 
dem die Staaten der Dritten Welt den größten Teil ihrer Mittel zur Finanzierung wachstumsnot­
wendiger Importe durch Steigerung der eigenen Exporte beschaffen sollen (UNCTAD, 34; 
MICHALSKI, 22; KEBSCHULL, 12, S. 127 ff). 

Nelben Anstrengungen der Entwicklungsltlnder zur Erhöhung ihrer traditionellen Ausfuhren und 
zur Diversifizierung ihres Angebots in horizontaler, vertikaler und/oder punktuell-lateraler 
Form setzt dies handelspolitische Maßnahmen der Industriestaaten zur Erleichterung derartiger 
Einfuhren voraus, die eine Erhöhung der Exportpreise und -mengen, vor allem aber der Export­
erlC:Sse bewirken. Die Handelshilfepolitik, deren grundstltzliche Notwendigkeit auch von den 
EG-Mitgliedstaaten auf keiner der bedeutenden Konferenzen im Rahmen der UN oder des GATT 
bestritten wird, bildet damit eines der Hauptelemente der Entwicklungspolitik. 

Als Fazit bleibt festzustellen, daß die agrarische Produktion und der Export landwi rtschaftl icher 
Produkte sowohl unter Wachstumsaspekten als auch unter Berücksichtigung der beschäftigungs-, 
zahlungsbilanz- und handelspolitischen Zielsetzungen der meisten Entwicklungsländer eine zen­
trale Rolle in der wirtschaftlichen Entwicklung spielen. Die Entwicklungshilfekonzeptionen der 
einzelnen EG-Ltlnder versuchen diesem Tatbestand Rechnung zu tragen. Welcher Spielraum da­
bei sowohl den Entwicklungsländern als auch der Entwicklungspolitik zur Verfügung steht, ist 
nicht zuletzt von der Agrarpolitik der Gemeinschaft abhängig. 

2.2 I nteressen der Agrarpol i tik 

Der entscheidende Interessenunterschied zwischen der Agrarpolitik und der kurz skizzierten Ent­
wicklungspolitik dürfte darin bestehen, daß 

die Entwicklungspol itik schon wegen ihres Abstellens auf die Verbesserung des Lebensstandards 
der Bevölkerung in den Entwicklungsländern stark außenbezogen ist, wtlhrend 

- die Agrarpolitik vorwiegend den Eigeninteressen der Gemeinschaft Rechnung zu tragen sucht 
und damit zwangsläufig EG-binnenmarktsbezogen ist. 

Das zeigt sich deutlich in den Artikeln des EG-Vertrages, die die Zielsetzungen der Agrarpoli­
tik präzisieren sollen. In erster Linie zu erwähnen ist hier neben dem grundsätzlichen Artikel 2, 
der allgemein eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, 
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eine bestöndige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung "sowie eine größere Stabilitöt" vorsieht, 
der Artikel 39. Er zielt ab auf: 
- eine Produktivitötssteigerung der Landwirtschaft durch Förderung des technischen Fortschritts, 

Rationalisierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der Produk­
tionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskröfte; 
die Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft tätigen Personen; 
die Gewöhrleistung einer angemessenen Lebenshai tung; 
eine Stabil isierung der Mörkte; 
die Sicherstellung der Versorgung; 
und die Bel ieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen. 

Konflikte zwischen diesen Zielsetzungen wUrden bereits auftreten, wenn die Gemeinschaft völlig 
nach außen abgeschirmt wöre. Denn versucht man zum Beispiel vorwiegend Uber die Preispol itik 
eine ParitClt der landwirtschaftlichen Einkommen zu anderen Sektoren herzustellen und gleichzei­
tig eine Stabilisierung der Mörkte - d.h. ein Gleichgewicht uber Angebot und Nachfrage - zu 
erreichen, so fuhrt das unter Einkommensaspekt angestrebte relativ hohe Preisniveau zwangslClufig 
zu Produktionssteigerungen und damit zu Überangeboten (PRlEBE, 25). Zur Beseitigung dieses im 
Preis hohen Überangebots gibt es folgende vier Möglichkeiten: 
- die Vernichtung des nicht absetzbaren Angebots als extremste - aber immerhin nicht unUbliche -

Lösung; 
- die Einlagerung und Reservebildung fUr Zeiten mit geringeren Ernten; 
- den subventionierten Export in nicht-Gemeinschaftsländer und/oder 
- die Vergabe als Nahrungsmittelhilfe an notleidende Entwicklungslönder. 

ZusCitzlich verschörft wird der innere Zielkonflikt dieser Agrarpolitik durch die denkbare Einfuhr 
agrarischer Produkte in die Gemeinschaft. Um ein dadurch entstehendes weiteres Überangebot 
und eine Verschörfung des Marktungleichgewichtes zu vermeiden, muß die EG zu Schutzmaßnah­
men - wie Zöllen, zollClhnl ichen Abgaben, Kontingenten und Marktordnungen - greifen. 

3 Analyse des Interessenkonflikts 

Bei dieser Sachlage wirkt es nahezu als Binsenweisheit, wenn man feststellt, daß Interessenkon­
fl ikte zwischen einer auf agrarische Entwicklung mit mögl ichst hohen Exporten ausgerichteten 
Entwicklungspolitik und der durch vorwiegend EG-interne, gruppenorientierte Zielvorstellungen 
geprClgten Agrarpolitik bestehen mUssen. Es bedarf nicht unbedingt der Forderung des Art. 110 
"zur harmonischen Entwicklung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung der Beschrönkun­
gen im internationalen Handelsverkehr und zum Abbau der Handelsschranken beizutragen", um 
zu erkennen, daß die EG-Agrarpolitik mit den Interessen einer welthandelsfreundlichen Entwick­
lungspolitik nur sehr schwer vereinbar ist. 

Dabei ergeben sich Probleme fUr die EntwicklungslClnder nicht nur daraus, daß sie bei der liefe­
rung von GUtern in die Gemeinschaft gehindert werden, sondern vor allem aus der Tatsache, daß 
die EG-Staaten mit ihren subventionierten Exporten in dritte Lönder zusötzliche Devisenerlöse 
mögl icher Lieferanten aus Entwicklungslöndern und damit die Beschaffung des notwendigen Ent­
wicklungskapitals verhindern (ZUREK, 39, S. 31 ff; KÖHLER, 15, S. V-26). Diese Erkenntnis 
durfte selbst von Vertretern einer protektionistisch ausgerichteten Landwirtschaftspolitik kaum 
noch bestritten werden, wenn sie sich einmal den Subventionsaufwand der öffentlichen Hand bei 
derartigen Ausfuhren vor Augen fUhren, der z. B. im Falle von Getreide, Milch und Zucker 
höher ist als die entsprechenden Einnahmen aus dem Export (ZUREK, 39, S. 31). 

Daß derartig extreme AuswUchse eines in sich nicht widerspruchsfreien - aber immer auf Erhaltung 
ausgerichteten - Systems im Interesse aller an wirtschaftl ichem Wachstum interessierten Lönder -
und das sind sowohl die Entwicklungslönder als auch die Industrieländer einschi ießI ich der 
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EG-Staaten - schnellstmögl ich beseitigt werden mUssen, soll te außer Frage stehen. 

Ungeklärt bleibt bei solchen globalen Überlegungen allerdings, inwieweit die Schutzpolitik der 
EG die Entwicklungsländer mit ihren besonderen Angebotsstrukturen tatsächl ich in der Ausfuhr 
behindert. Die Feststellung, daß fast die Hälfte der gesamten Exporterlöse aller Entwicklungslän­
der aus dem Export agrarischer Produkte stammt, kann wegen der unterschiedlichen Behandlung 
verschiedener Produktgruppen nicht genUgen, um die Agrarpolitik aus entwicklungspolitischer 
Sicht generell zu verdammen. 

3.1 Durch Marktordnungen geregelte Einfuhren 

Daß sich die Hoffnungen der Entwicklungslönder auf ein starkes Wachstum der Agrarexporte in 
die EG bisher keinesfalls erfUlit haben, wird daraus deutlich, daß ihr Anteil an den entsprechen­
den EG-Importen zwischen 1963 und 1970 von 36,6 % auf 29,2 % zuruckging. Da der Agrar­
außenhandel der EG in diesem Zeitraum mit einer Gesamtzuwachsrate von nur 32,6 % gegenUber 
den Drittländern ohnehin eine weit geringere Dynamik zeigte als der Außenhandel mit Drittlän­
dern insgesamt, der immerhin um 84,9 % stieg, muß diese Entwicklung Vertreter einer Export­
strategie fUr die Staaten der Dritten Welt besonders herausfordern. 

Der schärfsten Kritik sind in diesem Zusammenhang die Marktordnungen der Gemeinschaft ausge­
setzt, bei denen die landwirtschaftlichen Betriebe innerhalb der EG mit Mitteln, die eigentlich 
in das Gebiet der Zentralverwal tungswirtschaften gehören, vor jeder Konkurrenz rigoros abge­
schirmt werden. Hier liegt die Zuwachsrate der Entwicklungsländerlieferungen (zwischen 1963 
und 1970) mit 11,7 % sogar noch unter dem ohnehin bescheidenen Anstieg der Gesamtagrarein­
fuhren (von 32,6 %); der Anteil an den gesamten Gemeinschaftsimporten fiel damit von 31,3 % 
auf 19,9 % 1). 

Entgegen der vielfach geäußerten Ansicht von Interessenvertretern, handelt es sich bei den durch 
Ma1rktordnungen betroffenen GUtern nicht um Produkte, die in den Entwicklungsländern zumeist 
selbst Mangelware sind und bei denen schon deshalb kaum mit einer Beeinträchtigung der Aus­
fuhrmClglichkeiten zu rechnen ist. Denn die betreffenden GUter, unter denen Rind-, Kalb- und 
Schweinefleisch, Reis, Getreide, Zucker, Wein, Tabak, Öle und Fette, Milch- und Milcher­
zeugnisse die wichtigsten sind, hatten 1970 einen Anteil von rund einem Drittel an den Agrar­
ausfuhren der Entwicklungsländer. Das waren immerhin 11,5 % der Gesamtausfuhren dieser Län­
der. Besonders hart betroffen von den Marktordnungen sind lateinamerikanische Länder wie 
Uruguay, Argentinien und Paraguay, deren Exporterlöse zum Teil zu Uber 50 % aus GUtern die­
ser Art stammen, sowie einige Mittelmeerländer. Von einer "quantite negligable" läßt sich da­
mit keinesfalls sprechen. 

Erschwerend kommt hinzu, daß sich innerhalb der letzten Jahre ein deutlicher Trend der Ver­
drängung von durch Marktordnungen betroffenen Importen aus Entwicklungsländern abzeichnet. 

Die ohnehin begrenzten Absatzchancen werden aufgrund des wachsenden Austauschs innerhalb 
der Gemeinschaft zunehmend geringer. Entwicklungspolitisch ist dabei von Bedeutung, daß auch 
das Ausweichen auf die im Regelfalle empfehlenswerte vertikale Diversifizierung durch Weiter­
verarbeitung im Lande aufgrund der Marktordnungen verhindert wird, sobald sich auch nur das 
Anzeichen einer Bedrohung innergemeinschaftl icher Produktionen ergibt. 

Die These, daß eine große Zahl der Entwicklungsländer die von den Marktordnungen betroffenen 
Guter vorläufig gar nicht exportieren kann und will, ist damit zwar ebenso wenig widerlegt wie 
das Argument, daß diese Ausfuhren wegen der allgemein geringen Elastizitäten der Nachfrage 

1) Alle Zahlen berechnet nach Statistisches Amt der EG. 
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Tabelle 2: Anteil der Entwicklungslönder an der Deckung der Importnachfrage -ij der fWG 
nach einzelnen MarktordnungsgUtern in v.H. der Gesamtimporte, 1963 und 1970 

Schweine, Schweinefleisch u. dgl. 
Getreide, -zubereitungen u. dgl. 
Obst u. Gemüse, frisch o. gekühlt 
Eier 
Geflügel, Geflügelfleisch u. dgl. 
Wein 
Reis 
Molkereierzeugnisse 
Rinder, Rind- und Kalbfleisch 
öle und Fette 
Zuckerrohr, -rüben, Zucker u. dgl. 

1963 1970 

6,37 

23,57 

30,08 

5,01 

0,49 

57,08 

57,74 

0,19 

12,47 

54,87 

52,31 

4,80 

18,53 

18,12 

0,52 

0,98 

27,15 

34,49 
0,01 

13,82 

37,50 

32,01 

+) Importnachfrage = innergemeinschaftlicher Handel und Drittlöndereinfuhren 

in Bezug auf das Einkommen langfristig nur geringe Wachstumsraten versprachen. Doch durfte 
kaum zu bestreiten sein, daß 
- einzelne lönder bereits heute durch die Existenz der Marktordnungen erhebi ich in ihrer Ex­

portföhigkeit beeintröchtigt sind und daß 
- lönder, bei denen gute Chancen zur Entwicklung entsprechender Produktionen bestehen, sie 

angesichts der hoch protektionistischen EG-Maßnahmen gar nicht erst aufnehmen bzw. inten­
sivieren. 

Nun ist das strenge Prinzip der Marktordnungen - besonders in den letzten Jahren - durch die 
Assoziierungs- und Pröferenzpolitik der Gemeinschaft gegenUber den afrikanischen Staaten und 
den löndern des Mittelmeerraums scheinbar aufgeweicht worden. Doch sollte man bei all diesen 
Ausnahmeregelungen nicht Ubersehen, daß sie - soweit es sich, wie z.B. im Falle des hochent­
wickelten Neuseelands, nicht um reine Übergangsregelungen (fUr Butter, Köse und Hammelfleisch) 
handelt - nur in begrenzter Form und lediglich insoweit gewöhrt wurden, wie das "Marktgleich­
gewicht" nicht gestört wird. Außerdem werden gerade durch die Vorzugsbehandlungen ausgewöhl­
ter, im unmittelbaren EG-Einzugsbereich liegender lönder die Marktzugangsschwierigkeiten fUr 
alle Ubrigen (speziell in lateinamerika) um so größer. 

Trotz der Vorteile, die fUr einzelne lönder durch die Ausnahmeregelungen zweifellos entstehen, 
ist das Instrument der Marktordnungen somit vom Standpunkt einer weltweiten wachstumsorientier­
ten Entwicklungspolitik ebenso abzulehnen wie die subventionierten Exporte. Dieses Ergebnis 
bleibt auch von der Tatsache unberUhrt, daß die Hauptstoßrichtung der Marktordnungen nicht 
gegen die Entwicklungslönder, sondern vielmehr gegen andere hochentwickelte Staaten geht und 
daß bei der - öußerst unwahrscheinlichen - lockerung der Einfuhrbestimmungen gerade fUr die 
Entwicklungslönder erhebliche Importhindernisse in Form der nichttarifören Handelshemmnisse be­
stehen bleiben. 
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3.2 Rohstoffeinfuhren 

Weit größere Bedeutung als die MarktordnungsgUter haben im Export~ngebot der meisten Entwick­
lungsll:lnder nach wie vor industrielle und landwirtschaftliche Rohstoffe. 

Ursl:lchl ich dafur ist vor allem 
- der einseitige Aufbau von Monokulturen in der Kolonialzeit, 
- die "komparativen Vorteile" aufgrund des Klimas und der Umweltbedingungen sowie 
- die relativ spl:lte Einsicht in die Notwendigkeit einer beschleunigten Diversifizierungspol itik. 

Eine nl:lhere Untersuchung zeigt jedoch, daß die industriellen Rohstoffe nahezu vollstl:lndig zoll­
frei eingefUhrt werden können und fUr agrarische tropische Rohstoffe aus den AASM nur relativ 
geringe Handelshemmnisse existieren. 

Wenn sich hier Unterschiede in der Importbehandlung zwischen assoziierten und nicht-assoziier­
ten Staaten ergeben, so liegt das nicht immer an der protektionistischen Grundeinsteilung der 
Gemeinschaft, sondern zum großen Teil auch an dem Verhalten der bisher bevorzugten Staaten. 

Daß beispielsweise die AASM nicht gewillt sind, ihre Vorteile gegenUber anderen Konkurrenten 
aus Entwicklungsll:lndern aufzugeben, zeigte sich, als die EG-Kommission die Zölle fUr Rohkaffee, 
Kakaobohnen und Palmöl sowie einer Reihe weniger wichtiger tropischer Erzeugnisse aussetzen 
wollte, um so den lateinamerikanischen Staaten entgegenzukommen. Denn die Initiative der 
Kommission scheiterte am Widerstand der Assoziierten. 

Dabei sollte die Bedeutung der Prl:lferenzierung ohnehin nicht uberbewertet werden. Denn neuere 
empirische Untersuchungen weisen eindeutig nach, daß die Prl:lferenzierung bestimmter Ll:lnder 
durch die EG gerade im Rohstoffbereich nicht zu einer spUrbaren Benachteil igung der Ubrigen 
Drittll:lnder gefuhrt haben (FASBENDER, HASEN PFLUG, JÄGELER, KEBSCHULL, 6, S. 223). 
Au~h wenn man diese Untersuchungsergebnisse nur sehr vorsichtig verallgemeinern kann, zeigt 
sich doch, daß die Preiskomponente fUr den Absatz auf dem Gemeinschaftsmarkt nur begrenzt 
entscheidend war. 

Geht man von der damit durchaus geringen Einfuhrbehinderung fUr diese GUter aus, so II:Ißt sich 
feststell en, daß die EG-Agrarpol itik fUr die wichtigsten Ausfuhrprodukte der Entwicklungsll:lnder 
(mit Ausnahme der zuvor erwl:lhnten lateinamerikanischen Staaten) offensichtl ich wenig hemmend 
wirkt. Tatsl:lchlich hat auch die Ausfuhrlandwirtschaftl icher Nahrungs- und Genußmittel, zu 
denen z.B. Kaffee, Tee, Kakao und GewUrze gehören, zwischen 1963 und 1970 mit einem Zu­
wachs von 62,9 % etwa fUnfmal so stark zugenommen wie die Einfuhr der durch Morktordnungen 
betroffenen GUter und fast doppelt so stark wie die Gesamtagrareinfuhren aus Entwicklungsll:lndern. 
Dennoch fiel ihr Anteil am Weltexport in dieser Gruppe von 36,4 % auf 31,9 % zurUck. 

FUr diese Entwicklung jedoch ausschließlich - oder uberhaupt - die EG-Agrarpolitik verantwort­
lich machen zu wollen, wl:lre verfehlt. Denn die Hauptursachen der erschwerten Einfuhr bestehen 
in diesen Fl:lllen in 
- der geringen Einkommenselastizitl:lt der Nachfrage, 
- der Verringerung der potentiellen Nachfrage durch Finanzabgaben und Steuern, 
- der verbesserten Ausnutzung von Rohstoffen aufgrund des technischen Fortschritts, 
- der wachsenden Konkurrenz von Substituten und Synthetika, 
- der Exktenz von nichttarifl:lren - vor allem administrativen - Einfuhrhemmnissen, und nicht 

zuletzt in 
- der geringen Marktkenntnis und dem mangelhaften Einsatz des adl:lquaten Absatzinstrumenta­

riums auf den hochdifferenzierten Ml:lrkten der Gemeinschaftsll:lnder. 

All dies ist nicht Folge, sondern allenfalls Nebenerscheinung der EG-Agrarpolitik. Es zeigt 
deutl ich, daß sich eine ausfuhrorientierte Entwicklungspol itik nicht allein mit der Landwirt-
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Tabelle 3: Hauptexportprodukte ausgewtihl ter Entwicklungsltinder und Anteil am Gesamtexport 
1972 in v.H. 

Land 

Ägypten 
Äthiopien 
Äquatorialafrika (Tschad) 
Aigerien 
Bolivien 1) 
Birma 
Burundi 
Ceylon (Sri Lanka) 1) 
Chile 2) 
Dominikanische Republ ik 
Ekuador 
Gambia 
Ghana 
Haiti 
Honduras 
Indonesien 
Iran 
Irak 
Jamaica 
Kolumbien 
Libyen 
Nigeria 
Pakistan 

Panama 
Paraquay 

Peru 
Rwanda 
Sierra Leone 
Somali 
Sudan 
Syrien 
Trinidad und Tobago 
Tunesien 

Uganda 
Uruguay 1) 
Venezuela 1) 
Vietnam 
Westafrika (Mauritius) 
Westafrika (Togo) 
Yemen 1) 
Zaire 1) 
Zambia 

1) 1971 2) 1969 

Hauptexport-/ Anteil am Gesamt-
produkte export in v. H. 

Baumwolle 45,2 
Kaffee 47,4 
Baumwolle 65,8 
Roherdöl 74,6 
Zinn 31,3 
Reis 37,3; Teakholz 26,5 
Kaffee 84,7 
Tee 58,8; Gummi 15,8 
Kupfer 73,0 
Zucker 48,3 
Bananen 38,2 
Erdnusse 93,6 
Kakao 60,3 
Kaffee 38,9; Bauxit 16,1 
Bananen 41,6; Kaffee 13,8 
Roherdöl 45,8; Gumm i 11,6 
Erdöl 86,3 
Erdöl 91,5 
Aluminium 39,9; Bauxit 22,7 
Kaffee 40,7 
Erdöl 99,6 
Roherdöl 81,2 
Jute und Jutewaren 28,4 
Baumwolle 20,9 
Bananen 54,8 
Fleisch 34,6; Nutzholz 11, ° 
Ölsaaten 6,6 
Fischmehl 24,7; Kupfer 19,7 
Kaffee 45,4 
Diamanten 61,9 
Lebende Tiere 54,1; Bananen 26,2 
Baumwolle 61,2 
Baumwolle 34, ° 
Erdöl 77,6 
Roherdöl 25,8; Olivenöl 30,6 
Phosphate 13,3 
Kaffee 59,3 
Fleisch 33,8; Wolle 31,4 
Erdöl 92,3 
Gummi 28,1 
Eisenerz 79,9 (1971) 
Phosphate 37,3; Kakao 29,7 
Erdölprodukte 75,2 
Kupfer 67,1 
Kupfer 90,6 

Gesamtante iI 
am Export 

45,2 
47,4 
65,8 
74,6 
31,3 
63,8 
84,7 
74,6 
73,0 
48,3 
38,2 
93,6 
60,3 
55,0 
55,4 
57,4 
86,3 
91,5 
62,6 
40,7 
99,6 
81,2 

49,3 
54,8 

52,2 
44,4 
45,4 
61,9 
80,3 
61,2 
34,0 
77,6 

69,7 
59,3 
65,2 
92,3 
28, 1 
79,9 
67,0 
75,2 
67,1 
90,6 

Quelle: Berechnet nach IMF: International Financial Statistics, Vol. XXVI, No. 12, 
Washington D.C. Dezember 1973, S. 42ff. 



schaftspolitik, sondern auch mit den anderen Bereichen der Wirtschaftspolitik auseinanderzu­
setzen hat. 

Wichtig im Hinblick auf die Agrarpolitik erscheinen jedoch zwei weitere Punkte 
- die Regulierung der landwirtschaftl ichen Rohstoffpreise und 
- die Behandlung weiterverarbeiteter Produkte. 

Hinsichtlich der Preisentwicklung IHßt sich ganz allgemein feststellen, daß die Entwicklungs­
IHnder fUr solche Rohprodukte, die langfristig unter Preisdruck stehen, seit langem Rohstoffabkom­
men fordem. Daß derartige Abkommen von der EG, den USA und anderen IndustrieiHndem abge­
lehnt werden, hat sich in der Vergangenheit immer wieder gezeigt. Daß aber gerade die hochpro­
tektionistische EG ihre Ablehnung und begrenzte HandlungsfHhigkeit manchmal mit dem Argument 
zu rechtfertigen suchte, daß auf diese Weise der Preismechanismus auf dem Weltmarkt gestört wird, 
kann nur noch als Mischung aus NaivitHt und Arroganz angesehen werden. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist ein verstHrktes Eintreten der Gemeinschaft fUr Rohstoffabkom­
men wenig wahrscheini ich. Am Beispiel Zucker wird sich in KUrze zeigen, inwieweit zahlreiche 
anderslautende Beteuerungen wirklich einen Kurswechsel andeuten oder nach wie vor als unver­
bindliche Lippenbekenntnisse zu werten sind. 

3.3 Sonstige Agrarprodukte 

FUr solche Lippenbekenntnisse spricht zumindest der Umstand, daß zwar zollfreie Einfuhren bei 
GUtem zugelassen werden, die nicht mit Gemeinschaftsprodukten konkurrieren, daß aber fUr wei­
terverarbeitete Produkte in der Regel hohe ZollsHtze erhoben werden, da die Weiterverarbeitung 
bisher zum Teil in den EG-Staaten erfolgte (BALASSA, 1). Diese Art der Einfuhrpolitik behindert 
die notwendige vertikale Diversifizierung im landwirtschaftlichen Bereich, die eine wesentliche 
Basis der Industrialisierung und Arbeitsplatzbeschaffung bildet, und verringert gleichzeitig die 
Möglichkeiten höherer Deviseneinnahmen infolge höherer Wertschöpfung im Lande. 

Unter entwicklungspolitischem Aspekt besteht kein Zweifel darUber, daß gerade der Prozeß der 
Weiterverarbeitung in den ErzeugerlHndern gefördert werden muß. Denn in diesen Produktionen 
haben diese LHnder aufgrund ihrer Standortvorteile und des im Regelfalle niedrigen Lohnniveaus 
zumeist echte komparative Vorteile. Solange aber die Agrarpolitik mit der Zielsetzung der Ein­
kommensparitHt den dafUr notwendigen Auslagerungsprozeß verhindert, besteht ein kaum lösbarer 
Interessengegensatz. Er wird noch dadurch verschHrft, daß Projekte des EuropHischen Entwick­
lungsfonds und der EuropHischen Investitionsbank sowie weite Bereiche der Technischen Hilfe di­
rekt oder indirekt den Aufbau weiterverarbeitender landwirtschaftlicher Produktionen zum Ziel 
haben. 

Die ZollsHtze und Kontingentierungen sind allerdings durch die EWG-Assoziierungs- und PrHfe­
renzpolitik gesenkt und in einzelnen FHllen sogar ausgesetzt worden. FUr die Gruppe der Nicht­
assoziierten und -prHferenzierten hat das allgemeine EG-PrHferenzsystem im Landwirtschaftsbe­
reich dagegen nur begrenzte Fortschritte gebracht. Es sieht Zollsenkungen und Kontingentsauf­
hebungen fUr 150 weiterverarbeitete Produkte mit einem maximalen Einfuhrwert von 44 Mill.1 
vor. Das sind bei insgesamt 2,4 Mrd.1 Agrarimporten aus DrittiHndem nur 2 v.H. (UNCTAD, 
35) • 

GegenUber der Ausgangslage ist das kaum noch als Verbesserung anzusehen. Außerdem ist nach wie 
vor zu kritisieren, daß 
- das Verfahren der PrHferenzgewHhrung zu unUbersichtl ich ist, 
- der Umfang des betroffenen Einfuhrvolumens zu gering ist, 
- keine Null-Zölle eingefUhrt werden und 
- ~lie gewHhrten VergUnstigungen durch eine Schutzklausel in Anlehnung an Art. 24 GATT bei 

"schwerwiegender BeeintrHchtigung der Gemeinschaftsproduktion" ganz oder teilweise aufge­
hoben werden können. 
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Tabelle 4: Zollsätze der EWG für ausgewählte Rohstoffe und weiterverarbeitete Produkte 
nach der Kennedy-Runde in v. H. 

Produkte Nominal Effektiv 

Fleisch 
frisch und gefroren 
Fleischprodukte 

Fisch 
frisch und gefroren 
Fischprodukte 

Obst 
Frischobst 
Obstkonserven 

Gemüse 
Frischgemüse 
Gemüsekonserven 

Kakao 
Kakaobohnen 
Kakaopulver und -butter 
Schokolade 

Erdnußöl 
Erdnüsse 
Erdnußöl, roh und ölkuchen 
Erdnußöl, verarbeitet 

Kokosnüsse 
Kokosnüsse 
Kokosnußöl, roh und ölkuchen 
Kokosnußöl, verarbeitet 

Kautschuk 
Naturkautschuk 
Kautschukprodukte 

Holz 
Stämme 
einfach verarbeitet 
Sperrholz 
Holzwaren 

Wolle 
roh 
Garn 
Webstoffe 
Wollbekleidung .. 

Baumwolle 
roh 
Garn und Fäden 
Webstoffe 
Baumwollbekleidung 

Jute 
roh 
Webstoffe 
Säcke und Beutel 

Quelle: BALASSA, 1, und eigene Berechnungen 
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17,8 
19 ,5 

14,9 
18, 7 

13,9 
20,6 

9,9 
14,8 

3,2 
18,2 
18,0 

o 
7,5 

15,0 

o 
10,0 
15,0 

o 
7,9 

1 ,0 

1 ,6 
11 ,3 
8,7 

o 
5,7 

16,5 
15,4 

o 
10,0 
12,0 
14,0 

o 
19,6 
15,5 

44,3 

35,8 

28,9 

22,7 

126,6 
19,3 

92,5 
179,7 

85,4 
186,3 

16,3 

4,0 
19,6 
16,3 

17 ,5 
38,1 
19 ,2 

32,9 
19 , 1 
20,8 

53,3 
14,0 



Verbesserungen des Systems innerhalb der nächsten Jahre dürften nur insoweit auszuschl ießen 
sein, wie dabei ledigl ich der Widerstand der bisher stärker begünstigten assoziierten Länder ge­
gen eine Gleichbehandlung aller Entwicklungsländer abgebaut werden muß. Alle Zugeständnisse 
werden aber darUber hinaus immer durch die beiden Ziele der EG - Einkommensparität und Ver­
meidung von Marktstörungen - begrenzt. Sie engen den Spielraum jeder entwicklungsländerbezo­
genen Handelspolitik ein. 

4 Zusammenfassung und Lösungsmöglichkeiten = 

Faßt man das Ergebnis der bisherigen Betrachtung zusammen, so bestehen folgende wichtige Inte­
ressenkonfl ikte: 
- die Länder der Gemeinschaft behindern durch ihre subventionierten Agrarausfuhren die Export­

bemUhungen der Entwicklungsländer auf Drittmärkten; 
die Marktordnungen treffen unmittelbar vor allem Länder Lateinamerikas und Mittelmeerländer, 
bei denen die von Marktordnungen betroffenen Waren einen großen Teil des gesamten Exports 
ausmachen. Die These, daß die Entwicklungsländer von den Marktordnungen kaum betroffen 
sind, ist insofern nicht haltbar. Außerdem läßt sich vermuten, daß die strengen Regeln poten­
tielle Anbieter von der Aufnahme bzw. Intensivierung der Erzeugung entsprechender Güter ab­
halten. Die Präferenzgewährungen an die assoziierten Staaten Afrikas und des Mittelmeerraums 
mildern den Konflikt kaum und behindern gleichzeitig nicht begünstigte Drittländer zusätzlich; 
die Einfuhrbehinderungen bei agrarischen Rohstoffen sind demgegenüber gering. Eine Diskrimi­
nierung von Drittländern entsteht hier z. T. durch das Verhalten der Assoziierten. Der RUck­
gang des Anteils am Weltexport läßt sich nicht in erster Linie auf die EG-Agrarpolitik zuruck­
fuhren. Interessenkonfl ikte bestehen dagegen bei der Rohstoffpreisregul ierung und bei der star­
ken Belastung weiterverarbeiteter GUter, die dem wichtigen Diversifizierungsziel entgegen­
steht und teilweise auch mit den Maßnahmen der Projekthilfe und der Technischen Hilfe unver­
einbar ist. 

Bei diesem doch relativ großen Umfang von Interessenkollisionen stellt sich die Frage, wie Ent­
wicklungspolitik und Agrarpolitik weiterhin nebeneinander bestehen können. Dabei ist zunächst 
eines klarzustellen: Es wäre völlig weltfremd, der Agrarpolitik den Weg zum Freihandel zu empfeh­
len. Denn nach allen Erfahrungen erscheint diese Lösungsmögl ichkeit pol itisch völl ig utopisch. 

Geht man daher realistischerweise davon aus, daß die EG-Agrarpolitik in ihren GrundzUgen in ab­
sehbarer Zeit unverändert bleibt und die Entwicklungspolitik - auch bei einer möglichen stärkeren 
Gemeinsamkeit - ihre traditionelle Ausrichtung beibehält, so können die bestehenden Schwierig­
keiten fUr die Entwicklungsländer nur teilweise beseitigt werden. Im Bereich der GUter, die durch 
Marktordnungen geregelt sind, ist mit einer durchschlagenden Verbesserung der Situation kaum zu 
rechnen. Chancen bestehen dagegen bei allen anderen Gütern, deren Einfuhr nicht mengenmäßig 
begrenzt ist. 

Dabei mUssen die Entwicklungsländer durchaus - wie bisher - den Abschluß von Rohstoffabkommen 
und die Gewährung verbesserter Präferenzen fordern. Besonders für weiterverarbeitete Güter ist 
ein stärkerer Abbau der Zölle unerläßlich. Verhandlungen über diesen Punkt dUrfen in der gerade 
angelaufenen GATI-Runde nicht vernachlässigt werden. 

Allerdings soll te die Wirkung einer Zoll senkung nicht Uberschätzt werden; denn durch die Präfe­
renzmarge, deren Weitergabe im Endpreis keinesfalls gesichert ist, wird ein wesentlich höherer 
Absatz und damit eine fühlbare Erlössteigerung nicht zwangsläufig gesichert. Um die relativ ge­
ringe Nachfrage zu steigern und die Nachfrageelastizität zu beeinflussen, mUssen zusätzl iche 
Maßnahmen ergriffen werden. 
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Sie könnten auf Seiten der Industrieltinder im Abbau der Steuern und nichttarifi:iren Hemmnisse 
bei einzelnen Produkten bestehen, die einen höheren Absatz hemmen. Und sie mUßten auf Sei­
ten der Entwicklungsll:inder darauf gerichtet sein, sich stHrker als bisher den Gegebenheiten der 
IndustrielHndermHrkte anzupassen. Das heißt, daß die bisherigen AbsatzbemUhungen mit geziel­
ter Marktforschung, regelml:ißiger Werbung, verbrauchsgerechter Produktgestaltung (WILHELMS, 
BOECK, 36) und Einsatz des kosten- und ertragsgUnstigsten Distributionssystems gekoppelt wer­
den (KEBSCHULL, BORRMANN, JÄGELER, SCHAMS, STEUBER, 13). 

Nur wenn es auf diese Weise gelingt, die qualitativen und quantitativen Bedarfsvorstellungen 
der Nachfrager zu treffen, ist ein zusl:itzlicher Absatz von Agrarprodukten möglich. Das gilt in 
gleicher Weise fUr den notwendigen Aufbau weiterverarbeitender Produktionen (trotz der inner­
halb der EG bestehenden Schwierigkeiten). 

Die in diesem Zusammenhang durchzufuhrenden Maßnahmen sollten gleichermaßen von und fUr 
alle EntwicklungsiHnder ergriffen werden. Eine Begrenzung der EG-Entwicklungspolitik auf die 
Gruppe der assoziierten und prtiferenzierten LHnder wUrde zusHtzliche Schwierigkeiten und Be­
nachteiligungen schaffen, die von vornherein vermieden werden sollten. Entwicklungspolitik 
kann sich zwar an den gleichartigen Zielen gleichartiger Entwicklungsltinder orientieren, sie 
darf dabei aber nicht die Gesamtheit dieser Staaten vergessen und ihre Maßnahmen möglicherweise 
auf eine kleine Ll:indergruppe begrenzen. 

Bei den Konflikten zwischen Agrar- und Entwicklungspolitik der Gemeinschaft erscheint eine 
Fortsetzung der bisherigen Entwicklungspolitik nur unter dieser Voraussetzung sinnvoll. Gelingt 
es ihr nicht, diesen vorhandenen Kompromißspielraum auszufUllen, so muß zwangsll:iufig die eine 
oder andere Politik grundlegend gel:indert werden. 
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